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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF: Umsatzsteuerliche Konsequenzen des Austritts des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 10. Dezember 2020 ein 
Schreiben zu den Konsequenzen des Austritts des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union auf die Umsatzsteuer 
veröffentlicht. 

Am 31. Januar 2020 ist das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland 
aus der Europäischen Union ausgetreten. Nach den Regelungen des 
Abkommens über den Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland aus der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft 
schloss sich ein Übergangszeitraum an, in dem u. a. das Mehrwertsteuerrecht der 
Union für das Vereinigte Königreich weiterhin Anwendung findet. Dieser 
Übergangszeitraum wird mit Ablauf des 31. Dezember 2020, (24.00 Uhr Brüsseler 
Zeit) enden. 

Das Schreiben nimmt dabei zu folgenden Punkten Stellung: 

1. Künftiger umsatzsteuerrechtlicher Status von Großbritannien und Nordirland 

2. Behandlung von Lieferungen vor dem 1. Januar 2021, bei denen der gelieferte 
Gegenstand nach dem 31. Dezember 2020 nach Großbritannien oder von dort in 
das Inland gelangt 

3. Behandlung von sonstigen Leistungen (Dauerleistungen), deren Erbringung vor 
dem 1. Januar 2021 beginnt und nach dem 31. Dezember 2020 endet 

4. Kleine einzige Anlaufstelle (Mini-One-Stop-Shop / VAT on e-Services) für 
bestimmte Dienstleistungen 

5. Vorsteuer-Vergütungsverfahren 

6. Bestätigungsverfahren nach § 18e UStG 

7. Haftung für die Umsatzsteuer beim Handel mit Waren im Internet (§§ 22f, 25e 
und 27 Abs. 25 UStG) 

8. Bearbeitung von Amtshilfeersuchen 

9. Änderung des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses 

Fundstelle 

BMF-Schreiben vom 25. November 2020 – III C 1 – S 7050/19/10001:002. 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2020-12-10-konsequenzen-des-austritts-des-vereinigten-koenigreichs-grossbritannien-und-nordirland-aus-der-europaeischen-union.html?cms_pk_kwd=10.12.2020_Umsatzsteuer+Konsequenzen+des+Austritts+des+Vereinigten+K%C3%B6nigreichs+Gro%C3%9Fbritannien+und+Nordirland+aus+der+Europ%C3%A4ischen+Union&cms_pk_campaign=Newsletter-10.12.2020
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 17. Dezember 2020 

 
 
Art. 9 Abs. 1 OECD-MustAbk (hier: Art. 9 Abs. 1 DBA-Türkei 2011) 
beschränkt den Korrekturbereich des § 1 Abs. 1 AStG nicht auf 
sog. Preisberichtigungen, sondern ermöglicht auch die 
Neutralisierung der gewinnmindernden Ausbuchung einer 
Darlehens- und Zinsforderung oder einer Teilwertabschreibung 
hierauf (Bestätigung des Senatsurteils vom 27.02.2019 - I R 
73/16). Einer Einkünftekorrektur nach § 1 Abs. 1 AStG steht bei 
Geschäftsbeziehungen mit Tochtergesellschaften aus Drittstaaten 
das Unionsrecht nicht entgegen (Bestätigung des Senatsurteils 
vom 27.02.2019 - I R 51/17). 
 
Zum Urteil 

 

 

Die Freigrenze des § 8 Abs. 2 Satz 9 bzw. Satz 11 EStG ist auch 
anwendbar, wenn der Arbeitgeber die betrieblich veranlassten 
Sachzuwendungen an seine Arbeitnehmer pauschal gemäß § 37b 
EStG versteuert. 
Sachbezüge aufgrund der Teilnahme an einem Firmenfitness-
Programm sind laufender Arbeitslohn, wenn der Arbeitgeber sein 
vertragliches Versprechen, den teilnehmenden Arbeitnehmern die 
Nutzung bestimmter Fitnesseinrichtungen zu ermöglichen, 
fortlaufend durch Einräumung der tatsächlichen 
Nutzungsmöglichkeit erfüllt. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 059/2020 
 
 
 
Eine noch nicht vollbeendete Personengesellschaft ist nach § 48 
Abs. 1 Nr. 1 FGO selbst dann für einen ausgeschiedenen 
Gesellschafter klagebefugt, wenn der Rechtsstreit Feststellungen 
betrifft, die allein den ausgeschiedenen Gesellschafter persönlich 
angehen. 
§ 6 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 1 EStG greift nicht ein, wenn zeitgleich 
mit der Veräußerung einer funktional wesentlichen 
Betriebsgrundlage des Sonderbetriebsvermögens der verbliebene 
Mitunternehmeranteil unentgeltlich auf eine andere Person 
übertragen wird. 
 
Zum Urteil  
 
 
 
 

Urteil I R 19/17: 
Einkünftekorrektur 
nach § 1 Abs. 1 AStG 
bei gewinnmindernder 
Abschreibung auf 
unbesicherte 
Darlehens- und 
Zinsforderung im 
Konzern 
 
 
19. Februar 2020 
 

Urteil VI R 14/18: 
Lohnzufluss bei 
Teilnahme an einem 
Firmenfitness-
Programm 
 
 
 
 
 
07. Juli 2020 
 

 

 
Urteil IV R 14/18: 
Klagebefugnis der 
Personengesellschaft 
in allein den 
ausgeschiedenen 
Gesellschafter 
persönlich 
angehenden Fragen 
 
 
10. September 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010274/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010277/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/teilnahme-an-einem-firmenfitnessprogramm-kann-steuerfrei-sein/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010276/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil I R 80/16: Kein Veranlagungswahlrecht für Lohneinkünfte eines 
beschränkt steuerpflichtigen US-Amerikaners 
03. September 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil II R 6/19: Einheitsbewertung indifferenter Räume 
26. August 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil IX R 3/19: Nullbescheid - Klagebefugnis - Berücksichtigung 
verlusterhöhender Besteuerungsgrundlagen - Bindungswirkung - 
Altersentlastungsbetrag 
30. Juni 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil IV R 6/18: Unbeachtlichkeit des Verschuldens bei Änderung eines 
Gewinnfeststellungsbescheids nach § 181 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 173 Abs. 
1 Nr. 2 AO 
10. September 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil XI R 34/19: Zum Widerruf des Verzichts auf die Anwendung der 
Kleinunternehmerregelung 
23. September 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil VI R 42/18: Keine Berücksichtigung von Aufwendungen in 
Zusammenhang mit einem "Biberschaden" als außergewöhnliche 
Belastungen i.S. des § 33 EStG 
01. Oktober 2020 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 060/2020 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

EuGH zur Umsatzsteuerfreiheit von entgeltlich erbrachten Leistungen durch 
Sportvereine 

Anders als die reinen Mitgliedsbeiträge unterliegen entgeltliche Leistungen von 
Sportvereinen regelmäßig der Umsatzsteuer. Letzteres sah der BFH 
unionsrechtlich als klärungsbedürftig und hatte den EuGH um Vorabentscheidung 
gebeten. In seinem heutigen Urteil entschied der EuGH, dass sich 
Steuerpflichtige vor den nationalen Gerichten hinsichtlich der anderen in engem 
Zusammenhang mit Sport und Körperertüchtigung stehender Dienstleistungen 
grundsätzlich nicht unmittelbar auf die in Art. 132 Abs. 1 Buchst. m der 
Mehrwertsteuerrichtlinie enthaltene Befreiungsmöglichkeit für Unternehmer, die 
Leistungen im Bereich Sport und Körperertüchtigung ausüben, berufen können. 

Sachverhalt und Ausgangslage 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010273/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010273/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010275/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010275/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010279/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010279/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010281/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010281/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010280/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010280/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010278/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/keine-beruecksichtigung-von-aufwendungen-in-zusammenhang-mit-einem-biberschaden-als-aussergewoehnliche-belastungen-is-des-33-estg/
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Der Kläger, ein nicht als gemeinnützig anerkannter Golfverein, vereinnahmte 
sowohl Mitgliedsbeiträge als auch verschiedene Leistungen gegen gesondert 
vereinbartes Entgelt (in den Bereichen Greenfee, Ballautomat, Startgelder, 
Caddys und Verkauf). Das Finanzamt behandelte die Mitgliedsbeiträge als nicht 
steuerbar, sah jedoch die übrigen entgeltlichen Leistungen als 
umsatzsteuerpflichtig an. Das Finanzgericht hatte deren Steuerfreiheit unter 
Berufung auf Art. 132 Abs. 1 Buchst. m der der Richtlinie 2006/112 
(Mehrwertsteuerrichtlinie) bejaht. Nach dieser EU-Vorschrift werden…“bestimmte, 
in engem Zusammenhang mit Sport und Körperertüchtigung stehende 
Dienstleistungen, die Einrichtungen ohne Gewinnstreben an Personen erbringen, 
die Sport oder Körperertüchtigung ausüben“… von der Umsatzsteuer befreit. 

Vorlagebeschluss des BFH und Schlussanträge des Generalanwalts 

Die streitigen Leistungen in den Bereichen Greenfee, Ballautomat, Startgelder 
und Caddys könnten nach Art. 132 Abs. 1 Buchst. m Mehrwertsteuerrichtlinie 
steuerfrei sein, so der BFH. Er hat daher den EuGH um Vorabentscheidung 
darüber gebeten, ob Art. 132 Abs. 1 Buchst. m der Richtlinie 2006/112, obwohl er 
sich lediglich auf „bestimmte, in engem Zusammenhang mit Sport stehende 
Dienstleistungen“ bezieht, trotzdem als hinreichend genau und unbedingt 
angesehen werden kann, um unmittelbare Wirkung zu entfalten (zum BFH-
Vorlagebeschluss V R 20/17 und den drei Vorlagefragen, siehe 
unseren Blogbeitrag vom 25. Juli 2018). Es stand also die Frage im Raum, 
inwieweit das Unionsrecht EU-weit einheitliche Begriffsbestimmungen erfordert 
oder ob die Mitgliedstaaten Spielraum bei der Ausgestaltung der nationalen 
Regelungen haben. 

Die erste Vorlagefrage des BFH lautet: Kommt Art. 132 Abs. 1 Buchst. m 
Mehrwertsteuerrichtlinie, nach dem „bestimmte, in engem Zusammenhang mit 
Sport und Körperertüchtigung stehende Dienstleistungen, die Einrichtungen ohne 
Gewinnstreben an Personen erbringen, die Sport oder Körperertüchtigung 
ausüben”, unmittelbare Wirkung zu, so dass sich Einrichtungen ohne 
Gewinnstreben bei fehlender Umsetzung unmittelbar auf diese Bestimmung 
berufen können? 

Der BFH hat seine im Vorlagebeschluss geäußerten Zweifel an einer 
unmittelbaren Wirkung von Art. 132 Abs. 1 Buchst. m MwStSystRL mit dem 
EuGH-Urteil vom 15. Februar 2017, British Film Institute (C-592/15) begründet. 
Dies deshalb, weil  Art. 13 Teil A Abs. 1 Buchst. n der Sechsten Richtlinie 
77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 – wie im Übrigen auch Art. 132 Abs. 1 
Buchst. m  Mehrwertsteuerrichtlinie – keine unmittelbare Wirkung habe, sich auf 
„bestimmte Dienstleistungen“ beziehe und den Mitgliedstaaten somit ein 
Ermessen bei der Entscheidung darüber einräume, welche Leistungen sie von 
der Steuer befreiten. 

Der Generalanwalt hatte dies ähnlich gesehen und dem EuGH in seinen 
Schlussanträgen vom 7. November 2019 empfohlen zu entscheiden, dass (in 
Beantwortung der ersten Vorlagefrage) Art. 132 Abs. 1 Buchst. m keine 
unmittelbare Wirkung habe, so dass sich Einzelne vor den nationalen 
Gerichten nicht unmittelbar auf ihn berufen können, es sei denn, der 
betreffende Mitgliedstaat habe den ihm durch diese Bestimmung der Richtlinie 
eingeräumten Ermessensspielraum überschritten. Eine weitergehende 
Beantwortung der übrigen Vorlagefragen 2 und 3 war somit nicht mehr notwendig. 

Entscheidung des EuGH  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2018/07/25/eugh-vorlage-zur-umsatzsteuerfreiheit-von-entgeltlich-erbrachten-leistungen-durch-sportvereine/
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=187864&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=17644640
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Der EuGH schließt sich dem Ergebnis des Generalanwalts grundsätzlich an. Die 
zur Umschreibung der Steuerbefreiungen in Art. 132 Abs. 1 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie verwendeten Begriffe seien eng auszulegen. Eine 
Auslegung dieser Vorschrift in dem Sinne, dass die Mitgliedstaaten trotz des 
verwendeten Begriffs „bestimmte“ verpflichtet sind, „alle“ in engem 
Zusammenhang mit Sport und Körperertüchtigung stehenden Leistungen von der 
Steuer zu befreien, wäre geeignet, den sachlichen Anwendungsbereich dieser 
Befreiung über ihren Wortlaut hinaus auszudehnen (so auch der EuGH im Urteil 
vom 15. Februar 2017, C-592/15 British Film Institute). Somit beantwortet der 
EuGH beantwortet die erste Vorlagefrage wie folgt: 

„Art. 132 Abs. 1 Buchst. m ist dahin auszulegen ist, dass er keine unmittelbare 
Wirkung hat, so dass sich auf diese Vorschrift, wenn durch die Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaats, mit denen sie umgesetzt wird, nur eine begrenzte Zahl in 
engem Zusammenhang mit Sport und Körperertüchtigung stehender 
Dienstleistungen von der Mehrwertsteuer befreit wird, eine Einrichtung ohne 
Gewinnstreben vor den nationalen Gerichten nicht unmittelbar darauf berufen 
kann, um die Befreiung anderer in engem Zusammenhang mit Sport und 
Körperertüchtigung stehender Dienstleistungen von der Mehrwertsteuer zu 
erwirken (…).“ 

Obwohl die erste Vorlagefrage somit verneint wird, sieht es das Gericht als seine 
Aufgabe, dem BFH eine für die Entscheidung des bei ihm anhängigen 
Rechtsstreits „sachdienliche Antwort“ zu geben und geht auch auf die nicht mehr 
entscheidungsrelevanten Vorlagefragen 2 und 3 ein (ist eine Einrichtung ohne 
Gewinnstreben ein autonomer unionsrechtlicher Begriff?). – Hierzu der EuGH: Als 
„Einrichtung ohne Gewinnstreben“ im Sinne von Art. 132 Abs. 1 Buchst. m 
Mehrwertsteuerrichtlinie könne nur eine Einrichtung eingestuft werden, deren 
Vermögen fortwährend der Verwirklichung des von ihr verfolgten Zwecks dient 
und nach ihrer Auflösung nicht auf ihre Mitglieder übertragen werden kann. Der 
Begriff der Einrichtung ohne Gewinnstreben sei folglich ein autonomer 
unionsrechtlicher Begriff. 

Fundstelle 

EuGH, Urteil vom 10. Dezember 2020 (C-488/18), Golfclub Schloss Igling. 

 

Grunderwerbsteuerbefreiung bei Übergang von einer Gesamthand 

§ 6 Abs. 4 Satz 1 GrEStG bezweckt die Abwehr missbräuchlicher Gestaltungen 
durch Verbindung des grundsätzlich steuerfreien Wechsels im 
Gesellschafterbestand einer Gesamthand mit der steuerfreien Übernahme von 
Grundstücken aus dem Gesamthandsvermögen. Die Vorschrift ist teleologisch zu 
reduzieren, soweit abstrakt keine Steuer zu vermeiden war. Auf einen konkreten 
Missbrauch im Einzelfall kommt es nicht an. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) 
in einem aktuellen Urteil entschieden.  

Sachverhalt 

Eine GmbH & Co. KG (KG) war seit 2006 Eigentümerin von Grundvermögen. 
Persönlich haftende Gesellschafterin der KG war eine Beteiligungs GmbH 
(GmbH), die nicht am Vermögen der KG beteiligt war. 

Die Klägerin wurde im Februar 2010 zunächst als Unternehmergesellschaft 
(haftungsbeschränkt) mit Sitz in X gegründet und firmiert seit dem 19. November 
2013 als GmbH. Einzeln vertretungsberechtigter Geschäftsführer war und ist der 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=235348&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=17916223
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Insolvenzverwalter R. Durch notarielle Verträge vom 22. Februar 2010 erwarb die 
Klägerin sämtliche Kommanditanteile an der KG sowie sämtliche 
Geschäftsanteile an der Komplementär-GmbH. Sie bestellte R zum einzeln 
vertretungsberechtigten Geschäftsführer der GmbH. 

Auf Eigenantrag eröffnete das Amtsgericht am 02. August 2010 das 
Insolvenzverfahren über das Vermögen der KG und ordnete Eigenverwaltung 
nach § 270 der Insolvenzordnung (InsO) an. Am 30. September 2010 eröffnete es 
das Insolvenzverfahren über das Vermögen der GmbH. Im Rahmen eines 
Insolvenzplans wurde die Kapitaldienstfähigkeit der KG wiederhergestellt. Mit 
Beschluss vom 26. April 2012 hob das Amtsgericht das Insolvenzverfahren auf. 

Nachdem für den Kaufvertrag vom 22. Februar 2010 gesonderte Feststellungen 
nach § 17 Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG) und des Grundbesitzwerts 
ergangen waren, setzte das Finanzamt gegen die KG wegen des Anteilserwerbs 
der Klägerin an der KG zum 22. Februar 2010 Grunderwerbsteuer fest. Diese 
Steuer wurde nicht mehr entrichtet. Die KG berief sich darauf, dass die 
Grunderwerbsteuerforderung nicht zur Insolvenztabelle angemeldet, der 
Insolvenzplan nicht angefochten worden sei und die Forderung gegenüber dem 
Insolvenzverwalter nicht mehr geltend gemacht werden könne (§ 254 Abs. 1 
InsO). Am 01. Februar 2013 wurde das Erlöschen der KG im Handelsregister 
eingetragen. 

Nach Eingang eines notariellen Grundbuchberichtigungsantrags wegen des 
Übergangs des Gesellschaftsvermögens der KG am 30. September 2010 auf die 
Klägerin nach § 738 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) setzte das Finanzamt 
für diesen Vorgang mit Bescheid vom 04. Juli 2013 unter Berufung auf § 1 Abs. 1 
Nr. 3 GrEStG im Wege der Schätzung der Besteuerungsgrundlagen gegenüber 
der Klägerin Grunderwerbsteuer für eine auf den 01. Februar 2013, nach 
Einspruch mit Bescheid vom 13. September 2013 für eine auf den 30. September 
2010 datierte Anwachsung fest. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Mecklenburg-Vorpommern hatte keinen Erfolg. 

Entscheidung des BFH  

Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 

Geht ein Grundstück von einer Gesamthand in das Alleineigentum einer an der 
Gesamthand beteiligten Person über, so wird die Steuer nach § 6 Abs. 2 Satz 1 
GrEStG in Höhe des Anteils nicht erhoben, zu dem der Erwerber am Vermögen 
der Gesamthand beteiligt ist. Nach § 6 Abs. 2 Satz 2 GrEStG gilt dies 
entsprechend, wenn ein Grundstück bei der Auflösung der Gesamthand in das 
Alleineigentum eines Gesamthänders übergeht. Die Anwachsung im Streitfall 
begründet einen solchen Übergang. Der Anteil für die Nichterhebung der Steuer 
beträgt 100 %, denn allein die Klägerin als Kommanditistin, aber nicht die 
ausgeschiedene Komplementär-GmbH war am Vermögen der KG beteiligt. 

Nach § 6 Abs. 4 Satz 1 GrEStG gelten die Vorschriften der Abs. 1 bis 3 insoweit 
nicht, als ein Gesamthänder innerhalb von fünf Jahren vor dem Erwerbsvorgang 
seinen Anteil an der Gesamthand durch Rechtsgeschäft unter Lebenden 
erworben hat. Die Klägerin hatte ihre Kommanditbeteiligung an der KG, über die 
sie zu 100 % vermögensmäßig an der KG beteiligt wurde, am 22. Februar 2010 
und damit innerhalb der Fünfjahresfrist erworben. 

Es entspricht ständiger Rechtsprechung des BFH, dass § 6 Abs. 4 Satz 1 GrEStG 
gegen den Wortlaut teleologisch zu reduzieren ist. 
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

Es handelt sich um eine Missbrauchsverhinderungsvorschrift, mit der 
Steuerumgehungen durch die Kombination eines außerhalb von § 1 Abs. 2a 
GrEStG nicht steuerbaren Wechsels im Gesellschafterbestand einer Gesamthand 
und der nachfolgenden nach § 6 GrEStG begünstigten Übernahme von 
Grundstücken aus dem Gesamthandsvermögen durch den „neuen“ 
Gesellschafter verhindert werden sollen (BFH, Beschluss vom 19. März 2003, II B 
96/02). 

Nicht maßgebend ist, ob (subjektiv) im Einzelfall eine Steuerumgehung 
beabsichtigt war. Der BFH hält an seiner bisherigen Rechtsprechung und 
insbesondere daran fest, dass allein das abstrakte Missbrauchspotential Maßstab 
für die Auslegung des § 6 Abs. 4 Satz 1 GrEStG einschließlich der teleologischen 
Reduktion ist. 

Abstraktes Missbrauchspotential fehlt, wenn der Wechsel im 
Gesellschafterbestand ausnahmsweise grunderwerbsteuerbar war. § 6 Abs. 4 
Satz 1 GrEStG ist insoweit nicht anzuwenden. Es ist nicht maßgebend, ob die 
Grunderwerbsteuer festgesetzt und entrichtet wurde. 

Nach diesen Maßstäben ist § 6 Abs. 4 Satz 1 GrEStG infolge teleologischer 
Reduktion im Streitfall nicht anzuwenden. Die Klägerin hat am 22. Februar 2010 
sämtliche Geschäftsanteile der KG erworben. Dieser Vorgang war nach § 1 Abs. 
2a GrEStG steuerbar. Das bedeutet, dass die Überführung der Grundstücke in 
den grunderwerbsteuerrechtlichen Zurechnungsbereich der Klägerin bereits der 
Grunderwerbsteuer unterlag. Schwierigkeiten bei Festsetzung und Erhebung 
dieser Grunderwerbsteuer sind für die Reichweite des § 6 Abs. 4 Satz 1 GrEStG 
nicht von Bedeutung. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 25. August 2020 (II R 23/18), veröffentlicht am 03. Dezember 
2020. 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010259/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
 

Die Datenverarbeitung für den Versand des 

Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 

Ihrer Einwilligung. Sie können den 

Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 

 
© 2020 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 
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